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                                      Kompetenzzentrum für Gewaltopfer im ÖGD – Analyse 
des Fallaufkommens der Schutzambulanz Fulda
  Competence Centre for Victims of Violence as Part of the Public Health 
Services – A Consecutive Case Series of the “Schutzambulanz Fulda”

alrechtliche Ansprüche auf Opferentschädigung 
geltend zu machen. Eine spezifi sche Qualifi kation 
wird von approbierten Ärztinnen und Ärzten da-
für prinzipiell nicht benötigt, allerdings einige 
Übung, um rein beschreibende, detaillierte und 
für nicht Mediziner verständliche Formulierun-
gen zu fi nden und eine aussagefähige Fotodoku-
mentation zu ergänzen.
  Insbesondere bei Partnergewalt und bei familiä-
rer Gewalt gegen Kinder und pfl egebedürftige 
Menschen kann die Gesundheitsversorgung 

        Einleitung
 ▼
    Ärztliche Dokumentation von 
Gewaltfolgen
  Interpersonelle Gewalt ist direkt und indirekt mit 
weitreichenden gesundheitlichen, sozialen und 
ökonomischen Folgen für die Betroff enen sowie 
für die Gesellschaft verbunden   [ 1      – 3 ]  . Eine ärztli-
che Dokumentation der körperlich erkennbaren 
Gewaltfolgen kann in Straf- und Zivilprozessen 
Beweismittel sein sowie darin unterstützen, sozi-
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                                      Zusammenfassung
 ▼
   Gewalt wird in der Gesundheitsversorgung nicht 
hinreichend erkannt, thematisiert und gerichts-
fest dokumentiert. Dies gilt vor allem für Part-
nergewalt und Gewalt gegenüber Pfl egebedürfti-
gen. Die Schutzambulanz Fulda soll diese Versor-
gungslücke für Osthessen schließen. Die Erfah-
rungen des ersten Jahres werden ausgewertet. 
Zwischen dem 26.11.2010 und dem 26.11.2011 
wurden 154 Verdachtsfälle bekannt. In einer 
Vollerhebung wurden Angaben zur betroff enen 
Person, zu Ort und Art des Ereignisses, zu den 
angreifenden Personen sowie den Gewaltfolgen 
statistisch erfasst und ausgewertet. 76,6 % waren 
weiblichen und 23,4 % männlichen Geschlechts, 
18,8 % waren unter 18 Jahren alt. In 60 Fällen 
erfolgte eine ärztliche Dokumentation. Primär 
meldeten sich Frauen, die kombinierte Gewalt-
formen durch Partner oder Ex-Partner erfahren 
hatten. Geschädigte von Gewalt im öff entlichen 
Raum gehörten vergleichsweise seltener zur 
Klientel. Sehr selten wurden Pfl egebedürftige 
mit Gewalterfahrungen erreicht. Die im ÖGD 
angesiedelte Schutzambulanz erreicht ihre Ziele 
derzeit teilweise. Eine vergleichende Evaluation 
könnte Vor- und Nachteile unterschiedlicher 
Trägerschaften erheben.

    Abstract
 ▼
   Health-care services often fail to address vio-
lence suffi  ciently and to provide adequate fo-
rensic medical examination and documentation, 
especially in cases of intimate partner violence 
and violence against people in need of care. The 
“Schutzambulanz Fulda”, hosted by the public 
health department of Fulda county, aims to close 
this gap in the east Hessian region. We have eva-
luated the fi rst year of service. Between Novem-
ber 26 th  2010 and November 26 th  2011 a total of 
154 persons called for support. Data concerning 
personal characteristics of the victims and the 
suspected perpetrators, the time and place of 
the incidents, and their impacts were analysed. 
76.6 % of th subjects were female, 23.4 % male 
and 18.8 % were less than 18 years old. In 60 ca-
ses a documentation of the injuries suitable for 
use in court was made. The majority of clients 
were women who reported having been assaul-
ted by their partner or ex-partner. Community 
violence was less frequently stated. Contact to 
people in need of care suff ering from violence 
was very rare. Currently, the “Schutzambulanz” 
as part of a public health department meets the 
goals to some degree. A comparative evaluation 
could help to identify the benefi ts and disadvan-
tages of various trusteeships within the health-
care system.
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prinzipiell einen wichtigen Beitrag zur Prävention leisten und 
den Gewaltkreislauf durchbrechen   [ 1   ,  4 ]  . Sie kann Gewaltfolgen 
erkennen und Betroff ene ansprechen, Verletzungen dokumen-
tieren, den Schutzbedarf klären und Opfer an andere Institutio-
nen des Hilfesystems weiterleiten   [ 5 ]  . Menschen, denen Gewalt 
widerfahren ist, möchten in der Gesundheitsversorgung ange-
sprochen werden. Gesundheitsberufe sehen sich selbst grund-
sätzlich als Ansprechpartner. Dennoch wird Gewalt in der Ge-
sundheitsversorgung nicht hinreichend erkannt, thematisiert 
und dokumentiert   [ 6 ]  .
  Im letzten Jahrzehnt wurden in Deutschland einige Anstrengun-
gen unternommen, um der Gesundheitsversorgung mehr Hand-
lungssicherheit zu verschaff en: Dokumentationsbögen und 
Handlungsanleitungen für Kindesmisshandlung, für Partnerge-
walt und für sexualisierte Gewalt wurden entwickelt, imple-
mentiert und teilweise evaluiert   [ 6      – 8 ]  . Modellprojekte in der 
stationären und in der ambulanten Versorgung wurden durch-
geführt und evaluiert   [ 5   ,  9 ]  . Medizinische Leitlinien zur Versor-
gung bei sexualisierter Gewalt   [ 10 ]   und bei Gewalt gegen Kinder 
  [ 11 ]   entstanden.
  Eine fl ächendeckende Umsetzung entsprechender Handlungs-
empfehlungen für alle Gewaltformen ist allerdings bislang 
nicht in Sicht. So ist in Hessen bei sexualisierter Gewalt eine 
 polizeibeauftragte Dokumentation weitgehend etabliert, eine 
durch die Patientin beauftragte Dokumentation aber nur in we-
nigen Regionen gesichert   [ 8 ]  . Bei körperlicher Gewalt gegen die 
Partnerin ist die Implementierung des Dokumentationsbogens 
in Hessen trotz entsprechender Bemühungen nicht fl ächende-
ckend und verbindlich gelungen   [ 6 ]  .
  An einigen rechtsmedizinischen Zentren wurden zeitgleich Op-
ferambulanzen eingerichtet   [ 12   ,  13 ]  , die als Kompetenzzentren 
für alle Gewaltopfer die Versorgungslücke schließen sollen. Kin-
derschutzambulanzen entstanden an Kliniken. Die vertragsärzt-
liche Versorgung scheint als Kompetenzzentrum strukturell we-
niger geeignet zu sein   [ 8 ]  .
  Grundsätzlich könnten solche Ambulanzen auch im öff entlichen 
Gesundheitsdienst angesiedelt sein, da hier amtsärztliche Ex-
pertise, der Auftrag zum Gesundheitsschutz der regionalen Be-
völkerung und in begrenztem Umfang auch Rufbereitschaft ins-
titutionalisiert sind. Der öff entliche Gesundheitsdienst hat eine 
zentrale Informations-, Steuerungs- und Koordinierungsfunk-
tion in allen gesundheitlichen Fragen (HGöGD. § 1), dazu könnte 
auch Gesundheitsschutz im Kontext interpersoneller Gewalt ge-
zählt werden. Insofern stellt der ÖGD für Regionen ohne eigene 
rechtsmedizinische Versorgung eine mögliche Alternative zu ei-
ner Trägerschaft innerhalb der stationären Versorgung dar.

    Die Schutzambulanz Fulda
  Diese Ideen waren für die Einrichtung der Schutzambulanz Ful-
da leitend, einem vom Land Hessen und dem Landkreis Fulda 
fi nanzierten Modellprojekt, mit einer Zuständigkeit für den 
Raum Osthessen. Osthessen steht beispielhaft für eine Region 
mit eher durchschnittlichem Gewaltaufkommen und ohne ein 
eigenes rechtsmedizinisches Institut. Im Auftrag von Menschen 
aus Osthessen, denen mutmaßlich Gewalt widerfahren ist, wer-
den in der Schutzambulanz Fulda Verletzungen gerichtsver-
wertbar dokumentiert, Beweismaterial unabhängig von einer 
Strafanzeige asserviert, Betroff ene an andere Hilfesysteme wei-
tergeleitet sowie regional und landesweit die Gesundheitsver-
sorgung sensibilisiert, unterstützt und fortgebildet. Die Versor-
gungslücke wurde insbesondere im Kontext von Partnergewalt 
und Gewalt gegen ältere Menschen gesehen. Für Gewalt gegen 

Kinder ist die örtliche Kinderklinik möglicher Ansprechpartner. 
Die Gründung eines Lenkungsausschusses und thematischer Ar-
beitsgruppen sollte die Schutzambulanz in die regionalen Netz-
werke einbinden. Die rechtsmedizinischen Institute Gießen und 
Hamburg übernahmen die Aufgabe der Fortbildung des Perso-
nals.
  Die Schutzambulanz Fulda nahm Mitte Mai 2010 eingeschränkt 
ihre Arbeit mit Gewaltopfern auf. Erst mit dem Umzug in eigene 
Räumlichkeiten Ende November 2010 konnte die Schutzambu-
lanz die vollständige Angebotsbreite realisieren. Mitte des Jahres 
2011 ergaben sich einige personelle Veränderungen. Neben für 
die Dokumentation verantwortlichen Ärztinnen und Ärzten war 
anfangs medizinisches Fachpersonal tätig, später aufgrund der 
Häufi gkeit von Beratungsanforderungen überwiegend sozialpä-
dagogisch qualifi ziertes Personal. Etwa zeitgleich erfolgte eine 
Umstellung der Rufbereitschaft von einem 24-Stunden-System 
auf tägliche Kernzeiten von 09:00 Uhr bis 18:00 Uhr.
  Im Folgenden interessiert, welche Klientel von der Schutzambu-
lanz während des ersten Jahres des etablierten Projektes erreicht 
wurde, inwieweit die defi nierte Versorgungslücke geschlossen 
werden konnte und wie sich die Aufgaben des Fallmanagements 
strukturieren.

     Methodik
 ▼
   Das Team der Schutzambulanz Fulda dokumentiert jeden direk-
ten oder indirekten Kontakt zu einer Person, die mutmaßlich 
Gewalt erfahren hat oder sich aufgrund von einem potentiellen 
Gewaltgeschehen an die Schutzambulanz wendet, in einem Fall-
managementbogen. Dieser umfasst neben einer Kurzbeschrei-
bung der Sachlage und der erfolgten Intervention auch statisti-
sche Angaben zu der betroff enen Person, zu Ort und Art des Ge-
waltereignisses, zu den angreifenden Personen, sowie zu den 
Gewaltfolgen, soweit entsprechende Angaben ermittelbar sind.
  Die statistischen Daten des Zeitraumes zwischen dem 26.11.2010 
und dem 26.11.2011 wurden elektronisch erfasst und in anony-
misierter Form als Excel-Tabelle an die wissenschaftliche Beglei-
tung weitergeben.
  Aufgrund einiger technische Probleme und Schwierigkeiten bei 
der Datenerfassung in der Modellphase wurden unter Wahrung 
des Datenschutzes anonymisierte Kopien der Fallmanagement-
bögen und der ärztlichen Dokumentationen an die wissen-
schaftliche Begleitung weitergegeben, die auf dieser Basis alle 
Datensätze per Hand korrigiert hat. Die Daten wurden um Dop-
pelung bei mehreren Kontakten pro Person und off ensichtlich 
fehlerhafte Eingaben bereinigt. Unklare Punkte und off ene Fra-
gen wurden mit dem Team der Schutzambulanz erörtert und die 
Datensätze korrigiert. Die so erhobenen Daten wurden in SPSS 
19 übertragen und statistisch ausgewertet.

    Ergebnisse
 ▼
    Von der Schutzambulanz erfasstes Gewaltgeschehen
  Zwischen dem 26.11.2010 und dem 26.11.2011 nahmen 154 
Personen direkt oder indirekt Kontakt mit der Schutzambulanz 
Fulda auf, die nach eigenen Angaben oder einem Verdacht Drit-
ter mutmaßlich Opfer von interpersoneller Gewalt waren. Unter 
den mutmaßlichen Opfern waren 118 Personen (76,6 %) weibli-
chen und 36 (23,4 %) männlichen Geschlechts.
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  Von 135 Personen liegen Altersangaben vor. Das Alter der poten-
tiellen Opfer lag zwischen 2 und 77 Jahren. 18,8 % (n = 29) waren 
Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren. Relativ gesehen waren 
männliche Kinder und Jugendliche (n = 12; 33 % aller männlichen 
Opfer) darunter häufi ger vertreten als weibliche (n = 17; 14,4 % 
aller weiblichen Opfer). Mit 3,9 % (n = 6) waren Geschädigte über 
65 Jahre vergleichsweise selten vertreten. Zur Staatsangehörig-
keit lagen nur in 90 Fällen Angaben vor, demnach waren 91,1 % 
Deutsche.
  Im betrachteten Zeitraum erreichte die Schutzambulanz insbe-
sondere Personen, die nach eigenen Angaben Gewalt durch In-
timpartner oder Ex-Partner (37,7 %) erfahren hatten. Dies waren 
zu 93,1 % Frauen. In 20,7 % der Fälle wurde ein Verdacht von Ge-
walt durch die weitere Verwandtschaft geäußert. Hierunter wa-
ren in 62,5 % die Geschädigten weiblich. 16,2 % der mutmaßlich 
angreifenden Personen waren Bekannte, davon waren in 76 % 
Frauen die Opfer. Nur in 14,3 % der Fälle waren Fremde oder 
fl üchtig Bekannte die angegebenen Täter, in 59,1 % waren davon 
Frauen die Angegriff enen .       ●  ▶     Abb. 1   zeigt, dass weibliche Ge-
schädigte (45,8 %; n = 54) meist aufgrund von Partnergewalt die 
Schutzambulanz aufsuchten, während männliche Geschädigte 
am ehesten aufgrund mutmaßlicher Gewalt durch Verwandte 
(31,6 %; n = 12), am zweithäufi gsten durch Fremde (23,7 %; n = 9) 
Kontakt aufnahmen.
   Die angreifende Person war zu 67,5 % männlich. In 14,9 % der Fäl-
le wurde mehr als eine Person als Angreifer angegeben. In 5,8 % 
der Fälle waren Personen beider Geschlechter am Angriff  betei-
ligt. Frauen erfuhren zu 76,3 % von männlichen Angreifern Ge-
walt. In den Fällen, in denen eine ärztliche Dokumentation der 
Gewaltfolgen erfolgte (n = 60), sind die Angaben zu den mut-
maßlichen angreifenden Personen vollständiger. In 80 % waren 
die angreifenden Personen männlich (n = 48), in 75 % erfolgte der 
Angriff  durch eine einzelne Person (n = 45), in 60 % war es der 
Partner, Ex-Partner oder eine verwandte Person (n = 36) und in 
23,3 % eine Person, der ein Migrationshintergrund zugesprochen 
wurde (n = 14). Werden die Fälle betrachtet, in denen es zu kei-
ner Dokumentation kam (n = 94), so war der Täter in 59,6 % der 
Fälle männlich (n = 56), in 67 % eine einzelne Person (n = 63), in 
57,3 % war es der Partner, Ex-Partner oder eine verwandte Per-
son (n = 54) und in 6,4 % eine Person mit Migrationshintergrund 

(n = 6). Die Verschiebung ist auf die höhere Anzahl fehlender An-
gaben zurückzuführen.
  In 123 Fällen lagen Angaben zum Ort des Ereignisses vor. Bei 
53,2 % war dies eine Privatwohnung; zu 82,9 % waren hier die 
vermutlich Geschädigten weiblich. In 13,6 % der Fälle war ein öf-
fentlicher Ort, beispielsweise Straßen oder Lokalitäten, der Ort 
des Geschehens; mutmaßliche Opfer waren dann zu 66,7 % Frau-
en. Der Arbeitsplatz war nur in Ausnahmefällen der Ort der be-
richteten Gewalt (     ●  ▶     Abb. 2  ).
   Der Ort des Ereignisses wurde auch über die zugehörigen Post-
leitzahlen erfasst. In 102 Fällen lagen dazu Angaben vor. 75,5 % 
(n = 77) der Ereignisse fanden innerhalb des Landkreises Fulda 
statt, der die Hälfte der Einwohner der Region umfasst, in 40,3 % 
(n = 31) in einem der 4 Postleitzahlbezirke des Stadtgebietes Ful-
das.
  Als Art der Gewalthandlung wurden Mehrfachnennungen in den 
Kategorien physische, psychische, sexualisierte Gewalt und Ver-
nachlässigung dokumentiert. In 68,8 % der Fälle wurde körperli-
che Gewalt, in 22,7 % sexualisierte Gewalt, in 55,8 % psychische 
Gewalt und in 3,9 % Vernachlässigung als Gewaltform themati-
siert. Vernachlässigung wurde allerdings nicht einheitlich defi -
niert. Als Gewaltform kann sie nur bei Kindern und Pfl egebe-
dürftigen vorkommen, sie wurde aber vergleichsweise häufi g (4 
von 6) bei Erwachsenen angegeben, von denen nicht alle pfl ege-
bedürftig gewesen sein können, dagegen nie bei Älteren. Diese 
Gewaltform bleibt im Folgenden deshalb unberücksichtigt. Psy-
chische Gewalt war in 76,7 % der Fälle (n = 66) mit körperlicher 
Gewalt kombiniert und in 15,1 % (n = 13) mit sexualisierter Ge-
walt. Es gab zu 13,8 % (n = 16) Kontakte nur aufgrund von psychi-
scher Gewalt. Sexualisierte Gewalt war zu 42,9 % (n = 15) mit 
körperlicher Gewalt verbunden.
  Im Vergleich beider Geschlechter war körperliche Gewalt relativ 
gesehen in etwa ähnlich verteilt (69,5 %; n = 82 bei Frauen und 
66,7 %; n = 24 bei Männern). Von weiblichen Geschädigten wur-
de häufi ger (23,7 %; n = 28) sexualisierte Gewalt angesprochen 
als von männlichen (19,4 %; n = 7). Wurde bei männlichem Klien-
tel sexualisierte Gewalt thematisiert (n = 7), so handelte es sich 
bei fast der Hälfte der Fälle (n = 3) um einen Verdacht Dritter 
(Anruf durch Jugendamt) auf Gewalt gegenüber Kindern. Psychi-
sche Gewalt betraf, relativ gesehen, Frauen (59,3 %) häufi ger als 
Männer (44,4 %).

    Abb. 1    Bekanntheitsgrad zwischen geschädigter 
und angreifender Person nach Geschlecht. 
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  Im Vergleich der Altersgruppen wurde sexualisierte Gewalt rela-
tiv gesehen besonders häufi g (44,8 % der Altersgruppe; n = 13) 
als Verdacht bei Kindern thematisiert, bei Erwachsenen unter 
65 zu 19,8 % (n = 20) und bei Älteren gar nicht. Psychische Gewalt 
wurde besonders häufi g bei Älteren (83,3 %; n = 5) zum Thema, 
bei Erwachsenen (59,4 %; n = 60) und Kindern (48,3 %; n = 14) sel-
tener. Körperliche Gewalt dominierte bei Kindern (62,1 %; n = 18) 
und bei Erwachsenen (70,3 %; n = 71) gegenüber anderen 
 Gewaltformen; bei Älteren (83,3 %; n = 5) wurden körperliche 
und psychische Gewalt gleich oft thematisiert. Aufgrund der ge-
ringen Fallzahlen müssen die Daten zu den älteren Gewaltge-
schädigten aber mit besonderer Vorsicht betrachtet werden 
(      ●  ▶     Abb. 3  ).

     Fallmanagement
  Um zu klären, inwieweit direkt oder indirekt andere Institutio-
nen einen Einfl uss auf die Kontaktaufnahme mit der Schutzam-
bulanz haben, wurden die Items „Wie erfolgte die Kontaktauf-
nahme?“ und „Wodurch war die Schutzambulanz bekannt?“ zu-

sammengeführt. In      ●  ▶     Abb. 4   wird dargestellt, wie bei weibli-
chen und männlichen Geschädigten die Kontaktaufnahme di-
rekt mit der Schutzambulanz durch Aufsuchen oder Anruf und 
indirekt durch eine Institution als entscheidenden Hinweisgeber 
stattgefunden hat. Durch mögliche Mehrfachnennung liegen 60 
Angaben zu den männlichen und 198 Angaben zu den weibli-
chen Geschädigten vor, auf welche sich die prozentualen Anga-
ben beziehen. Außer Acht gelassen werden 50 fehlende Anga-
ben.
   In 41 % der Fälle (n = 106) waren es die Betroff enen oder Angehö-
rigen, die mit der Schutzambulanz direkt Kontakt aufnahmen, 
die Schutzambulanz aufsuchten oder indirekt Hilfestellung 
 gaben. Für den Kontakt entscheidend waren die Gesundheits-
versorgung (18 %; n = 47), das psychosoziale Hilfesystem (9 %; 
n = 23), die Polizei (12 %; n = 30) oder das Jugendamt (6 %; n = 16). 
In 14 % der Fälle (n = 36) war die Schutzambulanz aus der Presse, 
anderer Öff entlichkeitsarbeit oder vom Hörensagen bekannt. Im 
Vergleich zeigt sich, dass weibliche Geschädigte häufi ger durch 
die Polizei (13 %; n = 26 zu 7 %; n = 4 bei männlichen Geschädig-

    Abb. 2    Ort des berichteten Angriff s nach 
 Geschlecht. 
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    Abb. 3    Thematisierte Form erfolgter Gewalt 
nach Alterskategorien der Geschädigten. 
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ten) und das psychosoziale Hilfesystem (11 % zu 3 %) Kontakt er-
hielten, während männliche Geschädigte (10 %; n = 6) häufi ger 
über das Jugendamt Kontakt erhielten als weibliche Geschädigte 
(5 %; n = 10).
  Die meisten Kontaktaufnahmen erfolgten an Montagen (21,4 %) 
und Mittwochen (18,2 %). 14,2 % der Kontaktaufnahmen erfolg-
ten am Wochenende.
  Am 1. Juni 2011 wurden die Zeiten der Rufbereitschaft geändert. 
Vom 26. November 2010 bis einschließlich 31. Mai 2011 gab es 
eine 24-Stunden-Rufbereitschaft, in der 80 Anrufe entgegen ge-
nommen wurden. Vom 1. Juni 2011 bis 26. November 2011 galt 
eine eingeschränkte Rufbereitschaft von 09:00 Uhr bis 18:00 
Uhr, hier erfolgten 59 Anrufe. In der ersten Phase waren dies pro 
100 Tage 42,8 Anrufe, davon 32,1 von Frauen. In der zweiten 
Phase waren dies 33,0 Anrufe pro 100 Tage, davon 23,5 von Frau-
en. Die beiden Phasen werden getrennt und nach Geschlecht 
in      ●  ▶     Abb. 5   dargestellt.

   In der ersten Phase fanden die meisten Kontakte von 9:00 Uhr 
bis vor 13:00 Uhr (45 %; n = 36) statt. In der zweiten Phase gleicht 
sich die Verteilung der Anrufe auf Vor- und Nachmittage an. Von 
13:00 bis 18:00 Uhr erfolgen 49,9 % (n = 29) der Anrufe und von 
09:00 Uhr bis vor 13:00 Uhr 45,8 % (n = 27). 3 Anrufe von Frauen 
erfolgen in der zweiten Phase morgens kurz vor den Öff nungs-
zeiten. In der ersten Phase rufen ausschließlich weibliche Ge-
schädigte (n = 18) zwischen 18 Uhr bis 9 Uhr des Folgetags an.
  In 30,5 % (n = 47) der Fälle war mehr als ein einmaliger Kontakt 
notwendig. Bis zu maximal 4 weitere Kontakte erfolgten. Mehr-
fachkontakte waren unabhängig von der Gewaltform notwen-
dig, erfolgten aber bei der weiblichen Klientel (34,7 % der Fälle 
weiblicher Geschädigter, n = 41) häufi ger als bei der männlichen 
Klientel (16,7 %; n = 6).
  In 45,5 % aller Fälle erfolgte durch die Schutzambulanz eine Ver-
mittlung an eine Beratungsstelle (n = 70), in 33,8 % an die Ge-
sundheitsversorgung (n = 52), in 29,2 % an die Polizei oder Justiz 

    Abb. 5    Erstkontakt durch Anruf nach Rufbereit-
schaft und Uhrzeit nach Geschlecht. 
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(n = 45), in 11 % an das Jugendamt (n = 17) und in 10,4 % an das 
örtliche Frauenhaus (n = 16). Weitere Vermittlungen an andere 
Institutionen wurden in 9,7 % der Fälle (n = 15) dokumentiert.

     Ärztliche Dokumentation und die Folgen
 ▼
   Eine ärztliche Dokumentation von Verletzungsfolgen war konzep-
tionell dann vorgesehen, wenn das Gewaltereignis nicht wesent-
lich mehr als 72 Stunden zurücklag, körperliche oder sexualisierte 
Gewalt oder Vernachlässigung angegeben wurde und die Betrof-
fenen damit einverstanden waren. Die Dokumentation erfolgte in 
60 Fällen (39 %). Beim weiblichen Klientel erfolgte dies relativ 
 gesehen häufi ger (41,5 %; n = 49) als beim männlichen Klientel 
(30,5 %; n = 11). Die Dokumentation fand mit 21,6 % meistens 
montags (n = 13), mittwochs und donnerstags (je n = 10) statt und 
dauerte 20–125 min, im Mittel 64 min. Weniger als 35 min und 
mehr als 110 min wurden nur in Ausnahmefällen benötigt.
  In 61,7 % der Fälle (n = 37) erfolgte die Dokumentation in den 
Räumen der Schutzambulanz, in weiteren 21,7 % (n = 13) in der 
Gesundheitsversorgung. Andere Dokumentationsorte sind dem 
Konzept entsprechend Ausnahmefälle. In über der Hälfte (55 %; 
n = 33) der Fälle war das Team der Schutzambulanz mit den mut-
maßlichen Gewaltopfern alleine. In 5 Fällen waren Verwandte, 
viermal eine Vertretung der Jugendhilfe bei der Dokumentation 
anwesend, in 3 Fällen medizinisches Personal, Mitarbeiter einer 
Beratungsstelle oder Bekannte, einmal ein Polizeidolmetscher.
  In 93,3 % sollten Folgen körperlicher Gewalt dokumentiert wer-
den, in 18,3 % sexualisierter Gewalt. In 53,3 % wurde zusätzlich 
psychische Gewalt angegeben. In 6 Fällen erfolgte eine Asservie-
rung von Beweismaterial; dabei handelte es sich in der Regel um 
die Materialen des Untersuchungskits bei sexualisierter Gewalt. 
Daneben wurde auch Kleidung, Urin- und Blutproben, Haare, Ta-
bletten und Fotos asserviert.
  Dokumentiert wurden überwiegend Verletzungen an den obe-
ren Extremitäten, am Kopf und an den unteren Extremitäten, 
seltener am Hals oder Rücken und nur in Einzelfällen am Brust-

korb und Bauchraum oder den Genitalien. Die Schwere der Ver-
letzungen reichte von einfachen Blessuren bis zu potentiell le-
bensbedrohlichen Verletzungen.
  Bei Frauen dominierten Verletzungen an den oberen Extremitä-
ten (59,2 %; n = 29), gefolgt von Verletzungen am Kopf (36,7 %; 
n = 18), den unteren Extremitäten (32,6 %; n = 16), und am Hals 
(22,4 %; n = 11). An fünfter Stelle standen Verletzungen an Brust-
korb oder Bauch (20,4 %; n = 10) und anschließend am Rücken 
(18,4 %; n = 9). Verletzungen im Genitalbereich waren Einzelfälle. 
Aufgrund der oftmals komplexen Verletzungsmuster sind Mehr-
fachnennungen möglich. Bei Männern überwogen Verletzungen 
am Kopf (81,8 %; n = 9), sowie an den oberen und unteren Extre-
mitäten (jeweils 72,7 %; n = 8). Verletzungen am Rücken (45,5 %; 
n = 5) waren seltener, alle anderen Verletzungen kamen nur in 
Einzelfällen oder überhaupt nicht vor. Insbesondere gilt dies für 
Verletzungsspuren am Hals.
  Die ärztliche Dokumentation stand nicht in allen Fällen in direk-
tem Zusammenhang mit der sofortigen Entscheidung zur Straf-
anzeige, wie      ●  ▶     Abb. 6   zeigt. 63,6 % (n = 7) der Männer, bei denen 
eine Dokumentation erfolgte, hatten bereits Anzeige erstattet 
oder beabsichtigten dies. Dies galt nur für 40,8 % (n = 20) der 
Frauen. Bei 34,7 % (n = 17) der Frauen war diese Entscheidung 
noch off en, aber nur bei 18,2 % (n = 2) der Männer. Allerdings er-
folgte insgesamt in 24 Fällen mit der Dokumentation (40 %) eine 
Weiter- oder Rückvermittlung an die Polizei.
   Ob ein Antrag nach OEG geplant ist, diese Frage wurde in 14 von 
60 Fällen nicht beantwortet. In 11 Fällen sah das Team der 
Schutzambulanz kaum Erfolgschancen. Nur in einem Fall wurde 
ein Antrag geplant, in 19 Fällen war die Entscheidung noch off en 
und in 15 Fällen wurde dieser Schritt abgelehnt.

    Diskussion
 ▼
   Als primär von der Schutzambulanz Fulda zu schließende 
 Versorgungslücke wurde konzeptionell die ärztliche Dokumenta-
tion von am Körper identifi zierbaren Gewaltfolgen in der 

    Abb. 6    Beabsichtigten die geschädigten Frauen 
und Männer zum Zeitpunkt der Dokumentation 
eine Strafanzeige? 
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 Gewalt durch Verwandte oder Bekannte (n = 306) und 4,6 % 
(n = 48) gaben Gewalt durch Partner oder Ex-Partner an   [ 15 ]  .
  Versucht man die Klientel der Schutzambulanz Fulda während 
des ersten Jahres Clustern zuzuordnen, so ergeben sich 5 ver-
schiedene Gruppen: Am ehesten und relativ häufi ger als in 
Hamburg oder Lausanne nahmen Frauen direkt oder indirekt 
Kontakt auf, die Gewalt durch ihren Partner oder Ex-Partner er-
fahren haben, überwiegend in der eigenen Wohnung. Meist ist 
das Gewaltgeschehen komplex, körperliche, psychische und bis-
weilen sexualisierte Gewalt sind oft kombiniert. Bereits am 
zweithäufi gsten, wenn auch weit seltener, handelt es sich um 
Kinder beider Geschlechter, bei denen vermutet wird, dass kör-
perliche oder sexualisierte Misshandlungen stattgefunden ha-
ben. An dritter Stelle und relativ seltener als in Lausanne oder 
Hamburg werden Männer und Frauen erfasst, die durch Fremde 
oder eher fl üchtig Bekannte körperliche Gewalt oft an einem öf-
fentlichen Ort erfahren haben. Eher selten zum Klientel der 
Schutzambulanz gehören Frauen, die sexualisierte Gewalt au-
ßerhalb einer Partnerschaft erfahren haben. Nur sehr selten er-
fasst die Schutzambulanz Fälle von Gewalt gegen pfl egebedürf-
tige Ältere.
  Die Frage danach, ob die Schutzambulanz in ihrer jetzigen Kon-
zeption und Umsetzung auch die Zielgruppen erreicht, die sie 
primär erreichen soll, lässt sich entsprechend mit einem „teil-
weise“ beantworten: Frauen mit Erfahrungen in Partnergewalt 
werden gut erreicht, pfl egebedürftige Ältere bisher noch kaum. 
Die Kooperation mit der Polizei, den Frauenberatungseinrich-
tungen und dem Jugendamt unterstützt off ensichtlich diese 
Struktur, während sich die Kooperation im Rahmen der Arbeits-
gruppe Pfl ege bisher noch nicht hinreichend auswirkt.
  Die Daten lassen die Hypothese zu, dass sich die Veränderung 
der Rufbereitschaft ungünstig auf das Erreichen der Klientel aus-
gewirkt hat und zwar insbesondere zuungunsten von Frauen. 
Mit den potentiell 13 verpassten Anrufen von Frauen in der Zeit 
von 18:00 Uhr bis 9:00 Uhr morgens wäre in der zweiten Phase 
in etwa die gleiche Anrufquote erreicht worden wie in der ers-
ten nämlich 40,2 Anrufe pro 100 Tage, davon 30,7 von Frauen.
  Die hier vorgelegten Daten lassen keine Schlussfolgerungen zur 
Schwere der Verletzungen zu. Dies wurde zu einem späteren 
Zeitpunkt in einer Aktenanalyse getrennt analysiert.
  Es scheint vor allem Frauen, die Partnergewalt erfahren haben, 
schwerzufallen, sich für eine Strafanzeige zu entscheiden. Dies 
unterstreicht prinzipiell die Notwendigkeit einer durch die Pa-
tientin beauftragten ärztlichen Dokumentation und Archivie-
rung von Beweismaterial. Die vergleichsweise hohen Zahlen von 
Weiter- und Rückvermittlungen an die Polizei sprechen dafür, 
dass das Vorliegen einer gerichtsverwertbaren Dokumentation 
dazu motivieren kann, den nächsten Schritt zu gehen.
  Die Möglichkeiten der Entschädigung von Gewaltopfern durch 
das OEG wurden im Erhebungszeitraum vom Team der Schutz-
ambulanz scheinbar als weniger vordringlich angesehen. Dies 
kann mit den besonderen Schwierigkeiten der Entschädigung 
im Kontext familiärer Gewalt bzw. Partnergewalt   [ 16 ]   erklärt 
werden oder auf einer zu pessimistischen Einschätzung des 
Teams der Schutzambulanz beruhen.

    Schlussfolgerungen
 ▼
   Die Erfahrungen des ersten Jahres der Schutzambulanz Fulda 
zeigen, dass es möglich ist, ein solches Kompetenzzentrum für 
die Dokumentation von Gewaltfolgen innerhalb des Öff entli-

 osthessischen Bevölkerung gesehen, insbesondere im Kontext 
von Partnergewalt gegen Frauen und Gewalt gegen ältere, pfl e-
gebedürftige Menschen.
  Im Vergleich der Daten mit dieser Beschreibung der zu schlie-
ßenden Lücke fällt zunächst auf, dass im Laufe des ersten Jahres 
nur in knapp 40 % aller Fälle, in denen die Schutzambulanz di-
rekt oder indirekt mit mutmaßlichen Gewaltgeschädigten in 
Kontakt kommt, eine ärztliche Dokumentation der Gewaltfolgen 
realisiert wird. Die statistischen Daten geben keine Auskunft 
über mögliche Ursachen. Eine stichpunktartige Überprüfung der 
Fallmanagementbögen bestätigt aber, dass es im Wesentlichen 
die konzeptionellen Ausschlussgründe sind, die dazu führten, 
dass keine Dokumentation erfolgt: zu lange Zeitdiff erenz, keine 
körperlich sichtbaren Folgen zu erwarten, keine Zustimmung. 
Anders als konzeptionell vorgesehen rufen in der Schutzambu-
lanz auch Personen an, die in der Vergangenheit Gewalt erfahren 
haben, bei Bekannten zurückliegende Gewalterfahrungen ver-
muten oder sich um die künftige Sicherheit Gedanken machen. 
Es rufen weiterhin Personen an, die aktuell Gewalt mit körperli-
chen Folgen erfahren haben, sich aber dann doch in diesem Fall 
nicht entscheiden können, juristische Schritte für sich in Erwä-
gung zu ziehen. Insofern spricht die Diff erenz zwischen Fällen 
und Dokumentation dafür, dass die Aufgabenbeschreibung der 
Schutzambulanz möglicherweise zu eng gefasst ist. Eine kon-
zeptionelle Herausforderung scheint insbesondere die mit dem 
Namen ggf. verbundene Erwartungshaltung, Schutz auch dann 
zu erhalten, wenn Gewalt nur befürchtet oder in der Vergangen-
heit erfolgt ist. Die Veränderung der personellen Anforderungen 
durch die Modellprojektleitung lassen sich mit der Erfahrung 
begründen, dass die Fälle in denen es nicht oder nicht primär 
um die ärztliche Dokumentation geht, einen größeren Raum 
einnehmen, als konzeptionell vorgesehen.
  Für das Spektrum der Gewaltformen, das durch die Schutzam-
bulanz erreicht wird, gibt es keine validen Bezugsgrößen, da das 
polizeilich erfasste Gewaltgeschehen der Region nicht die Fälle 
enthält, in denen Gewalterfahrungen artikuliert, aber nicht zur 
Anzeige gebracht werden. Eine grobe Erwartung kann eher im 
Vergleich zu den Erfahrungen in den spezialisierten rechtsmedi-
zinischen Opferambulanzen Hamburg und Lausanne formuliert 
werden. In Lausanne, einer an eine Notfallambulanz des Univer-
sitätsklinikums angegliederten Einrichtung, waren in dem Jahr 
nach der Eröff nung 422 Patienten untersucht worden, die kör-
perliche Gewalt erfahren hatten. Davon waren 43 % weiblichen 
Geschlechtes. 90 % der männlichen Geschädigten hatten Gewalt 
an einem öff entlichen Ort erlebt und 62 % durch einen fremden 
Angreifer. 70 % der weiblichen Geschädigten hatten Gewalt zu 
Hause erlebt und 90 % durch einen bekannten Angreifer, meist 
dem Intimpartner oder Ex-Partner   [ 14 ]  . Sexualisierte Gewalt 
wird in Lausanne nicht vom dortigen Kompetenzzentrum doku-
mentiert.
  Die Opferambulanz Hamburg wurde vom 1. Februar 2003 bis 
zum 31. Dezember 2005 von 3 074 Personen aufgesucht. Von 
2 733 Personen über 14 Jahre, denen Gewalt widerfahren war, 
wurden Daten zum Gewaltgeschehen erfasst. Davon waren 62 % 
Frauen und 38 % Männer. Gewalt wurde in 8 Gruppen kategori-
siert. Unter den Frauen hatten 47,5 % (n = 808) körperliche oder 
sexualisierte Gewalt durch ihren Partner oder Ex-Partner erfah-
ren. 28,0 % (n = 476) hatten körperliche oder sexualisierte Gewalt 
durch Verwandte, Arbeitskollegen oder Bekannte erlebt; 21,9 % 
(n = 472) körperliche oder sexualisierte Gewalt durch Fremde an 
öff entlichen Orten. Unter den Männern hatten 56,7 % (n = 586) 
Gewalt durch Fremde an öff entlichen Orten erfahren, 29,6 % 
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chen Gesundheitsdienstes anzusiedeln und das Klientel zu errei-
chen, das andernorts weniger gut versorgt wird. Pfl egebedürfti-
ge, die Gewalt erfahren haben, anzusprechen, braucht konzeptio-
nell erweiternde Überlegungen. Eine Entscheidung, welche Ins-
titution in der jeweiligen Region besonders gut geeignet sein 
könnte, die Versorgungslücke abzudecken, bedürfte als Grundla-
ge einer vergleichenden Evaluation.

    Interessenkonfl ikt:     Die wissenschaftliche Begleitung der Schutz-
ambulanz Fulda wird vom Land Hessen fi nanziert.
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